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Vorwort
Die Neuauflage bringt das Lehrbuch auf den Stand von Ende 2022. Die im Dezember 2022 veröffentlichten neuen Stellungnahmen des Bundesverwaltungsgerichts zu der in hohem Maße examensrelevanten Problematik des Rechtsschutzes gegen Nebenbestimmungen konnten noch eingearbeitet werden und boten mir zugleich Anlass für eine weitgehende Überarbeitung der diesbezüglichen Ausführungen im Lehrbuch.
Ein wertvoller Diskussionspartner war mir wie auch schon bei früheren Auflagen mein Sohn Prof. Dr. Ralf Peter Schenke, Universität Würzburg, der zugleich Mitautor des von mir herausgegebenen Kommentars zur Verwaltungsgerichtsordnung ist. Für Korrekturarbeiten danke ich meinem früheren Mitarbeiter, Herrn Richter am Landgericht Jochen Schuff herzlich. Ganz besonders zu danken, habe ich auch bei dieser Auflage meiner Ehefrau Dr. Marlene Schenke, die wie immer viel Verständnis für meine Arbeit aufgebracht und auf manches verzichtet hat.
Für Kritik und Anregungen bin ich nach wie vor dankbar. Ich erbitte Sie an meine E-Mail-Anschrift wolf.schenke@googlemail.com oder an die Briefanschrift: Prof. Dr. Wolf-Rüdiger Schenke, Fakultät für Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre, Universität Mannheim, 68131 Mannheim.

Mannheim, im Januar 2023 Wolf- Rüdiger Schenke



Vorwort zur 1. Auflage
Das vorliegende Buch stellt das Verwaltungsprozessrecht im Wesentlichen anhand der einzelnen Prüfungsstationen einer verwaltungsprozessualen Klausur dar. Dabei werden examensrelevante verwaltungsprozessuale Probleme vertieft erörtert, während für die Ausbildung und Prüfung weniger bedeutsame Materien – wie zB das Rechtsmittelrecht – nur kurz angesprochen werden. Ein besonderes Anliegen war es mir, dem Leser die allenthalben bestehenden Verbindungen zwischen Verwaltungsprozessrecht und materiellem Verwaltungsrecht zu verdeutlichen.
Großer Dank für unermüdlichen Einsatz bei der Erstellung des Manuskripts gebührt meinen Mitarbeitern, den Assessoren Dr. Guttenberg, Hartmann, Kleinschroth, Lapp, Dr. Mann, Melchior und Ruthig sowie den Rechtsreferendaren Baumeister und Roth, LL.M. Sie haben die verschiedenen Fassungen des Buches immer wieder kritisch durchgelesen, mit mir diskutiert und zahlreiche wertvolle Verbesserungsvorschläge unterbreitet. Herr Ruthig hat mir überdies wesentliche Hilfe bei der Kürzung des Manuskripts geleistet. Für eine letzte kritische Durchsicht der Endfassung danke ich meinem Sohn Rechtsreferendar Ralf Schenke sowie den Studenten Reimann, Schieferdecker und Streit.
Meine Sekretärinnen, Frau Kohl und Frau Spagerer, haben mit großer Geduld die diversen Fassungen des Buches geschrieben, wofür auch ihnen herzlicher Dank gebührt.
Besonders zu bedanken habe ich mich bei meiner Frau, Dr. Marlene Schenke, die auf vieles verzichtete, um die Fertigstellung des Manuskripts zu ermöglichen. Ihr widme ich dieses Buch.

Mannheim, im Juli 1993        Wolf-Rüdiger Schenke
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§ 1 Einführung

I. Rechtsbehelfe als Mittel zur Kontrolle des Verwaltungshandelns
1

Um das in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung effektiv zu sichern, bedarf es einer Kontrolle der Verwaltung. Die Initiierung einer rechtlichen Kontrolle kann durch den Staat selbst – insbesondere durch die Aufsichtsbehörden – erfolgen. Sie kann aber auch von anderen Personen durch von diesen eingelegte Rechtsbehelfe veranlasst werden. Unter einem Rechtsbehelf versteht man die einer Person von der Rechtsordnung eingeräumte Befugnis, in einem Verfahren auf die Überprüfung staatlichen Verhaltens hinzuwirken. Man unterscheidet dabei zwischen formlosen und förmlichen Rechtsbehelfen.



1. Formlose Rechtsbehelfe
2

Formlose Rechtsbehelfe sind nicht an bestimmte formelle Voraussetzungen gebunden. Sie können grundsätzlich durch jedermann form- und fristlos eingelegt werden. Sie setzen keine materielle Beschwer (Beeinträchtigung eines subjektiven Rechts, dazu Rn 519 ff) voraus und können (bis zur Grenze der missbräuchlichen Benutzung) wiederholt eingelegt werden. Formlose Rechtsbehelfe, mit welchen der Bürger eine verwaltungsinterne Kontrolle der Exekutive anregt, sind die Gegenvorstellung, die Aufsichtsbeschwerde und die Dienstaufsichtsbeschwerde.


3

Die Gegenvorstellung richtet sich an die Verwaltungsbehörde, mit deren Verhalten der Beschwerdeführer nicht einverstanden ist, und erstrebt dessen Änderung.


4

Die Aufsichtsbeschwerde wendet sich dagegen an die Aufsichtsbehörde. Sie bezweckt das Verhalten der beaufsichtigten nachgeordneten Behörde inhaltlich zu überprüfen und gegebenenfalls dessen Korrektur zu veranlassen. Die Entscheidung der Aufsichtsbehörde kann wiederum Gegenstand eines formlosen Rechtsbehelfs in Gestalt der Oberaufsichtsbeschwerde sein, über welche eine höhere Aufsichtsbehörde entscheidet.


5

Die an den Dienstvorgesetzten adressierte Dienstaufsichtsbeschwerde rügt das persönliche Fehlverhalten eines Angehörigen des öffentlichen Dienstes (zB beleidigende Äußerung, unhöflicher Umgang mit Bürgern). Bei ihr geht es, anders als bei der Aufsichtsbeschwerde, nicht um die Prüfung des Ergebnisses des Verwaltungshandelns. Eine Dienstaufsichtsbeschwerde kann uU für den Dienstvorgesetzten den Anlass zu disziplinarrechtlichen Maßnahmen gegenüber dem Bediensteten bilden.


6

Die formlosen Rechtsbehelfe geben kein Recht auf eine Überprüfung des behördlichen Verhaltens. Der Bürger besitzt hier nur ein (bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen des Art. 17 GG allerdings verfassungsrechtlich verbürgtes) Recht (das sog. Petitionsrecht) darauf, dass von seinem Rechtsbehelf Kenntnis genommen und ihm die Art der Erledigung mitgeteilt wird (Recht auf Bescheidung). Selbst wenn das Verhalten der Behörde, gegen welches sich eine Aufsichtsbeschwerde richtet, rechtswidrig ist, besteht kein Recht des Beschwerdeführers darauf, dass die übergeordnete Aufsichtsbehörde von ihrer Aufsichtsbefugnis Gebrauch macht und die nachgeordnete Behörde anweist, ein Fehlverhalten zu korrigieren.



2. Förmliche Rechtsbehelfe
7

Förmliche Rechtsbehelfe sind dagegen grundsätzlich an eine bestimmte Form und Frist gebunden und setzen eine materielle Beschwer voraus. Sie dienen regelmäßig nicht nur der Sicherung des objektivrechtlichen Prinzips der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, sondern auch dem Schutz subjektiver Rechte. Bei ihnen besteht nicht nur ein Recht auf Bescheidung, sondern bei Erfüllung der Zulässigkeitsvoraussetzungen auch ein Recht auf Entscheidung in der Sache. Über sie entscheidet je nach ihrer Art die Verwaltung oder das Gericht. Wichtigstes Beispiel eines bei der Verwaltung eingelegten förmlichen Rechtsbehelfes ist der Widerspruch (dazu unten Rn 691 ff). Förmliche Rechtsbehelfe, über welche die Gerichte zu befinden haben, sind die verwaltungsgerichtlichen Klagen (zB Anfechtungsklage gem. § 42) und Anträge (etwa Normenkontrollantrag gem. § 47). Einen Unterfall der förmlichen Rechtsbehelfe bilden die verwaltungsgerichtlichen Rechtsmittel (s. Rn 1212), die mit der Kontrolle gerichtlicher Akte durch die Rechtsmittelgerichte zugleich eine mittelbare Überprüfung der Verwaltung bezwecken.
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	Rechtsbehelfe gegen hoheitliches Verhalten der Verwaltung

	formlose Rechtsbehelfe
	förmliche Rechtsbehelfe

	Gegenvorstellung bei handelnder Behörde
	Aufsichtsbeschwerde bei Aufsichtsbehörde gegen die Entscheidung Oberaufsichtsbeschwerde bei höherer Aufsichtsbehörde
	Dienstaufsichtsbeschwerde bei Dienstvorgesetztem
	gerichtet an die Verwaltung (insbesondere Widerspruch)
	gerichtet an Verwaltungsgericht
	-
	Klagen (teilw. erst nach erfolgloser Einlegung eines Widerspruchs)

	-
	Anträge

	-
	Rechtsmittel gegen gerichtl. Entscheidungen








II. Funktionen und Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit

1. Grundlage, Funktionen und Tendenzen der Verwaltungsgerichtsbarkeit
9

Das verwaltungsgerichtliche Verfahren wird durch die Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 21.1.1960 (BGBl. I S. 17), zuletzt geändert durch G. v. 20.7.2022 (BGBl I S. 1325) geregelt. Ergänzende Vorschriften finden sich in den landesrechtlichen Ausführungsgesetzen zur VwGO (AGVwGO): BWAGVwGO v. 14.10.2008 (GBl. S. 343), zuletzt geändert durch G. v. 11.5.2022 (GBl. S. 281); BayAGVwGO v. 20.6.1992 (GVBl S. 162), zuletzt geändert durch G. v. 22.4.2022 (GVBl. S. 148); BbgVGG idF vom 22.11.1996 (GVBl. I S. 317), zuletzt geändert durch G. v. 10.7.2014 (GVBl I Nr. 37); BremAGVwGO v. 15.3.1960 (GBl. S. 25), zuletzt geändert durch Bek. v. 20.10.2020 (GBl S. 1172), HambAGVwGO v. 29.3.1960 (GVBl. S. 291), zuletzt geändert durch G. v. 8.7.2014 (GVBl. S. 299); HessAGVwGO idF v. 27.10.1997 (GVBl. S. 381), zuletzt geändert durch G. v. 15.11.2021 (GVBl S. 718); RhPfAGVwGO idF der Bekanntmachung v. 5.12.1977 (GVBl. S. 451), zuletzt geändert durch G. v. 19.8.2014 (GVBl. S. 187); SaarlAGVwGO v. 5.7.1960 (Amtsbl. S. 558), zuletzt geändert durch G. v. 20.4.2016 (Amtsbl. I S. 402); Sachsen-Anhalt AGVwGO LSA v. 28.1.1992, zuletzt geändert durch G. v. 8.3.2021 (GVBl LSA S. 88); ThürAGVwGO v. 15.12.1992, (GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch G. v. 16.10.2019 (GVBl. S. 429). In Berlin finden sich Ausführungsbestimmungen in §§ 5 ff Justizgesetz Berlin-JustG Bln v. 23.1.2021 (GVBl. S. 75), zuletzt geändert durch G. v. 14.9.2021 (GVBl. S. 1076); in Mecklenburg-Vorpommern in §§ 12 ff G. zur Ausführung des GerichtsstrukturG v. 10.6.1992 (GVOBl. S. 314, ber. S. 363), zuletzt geändert durch G. v. 11.11.2013 (GVOBl. S. 609); in Niedersachsen in §§ 73 ff des Niedersächsischen Justizgesetzes (NJG) v. 16.12.2014 (GVBl. S. 436), zuletzt geändert durch G. v. 11.11.2020 (GVBl. S. 391); in Nordhein-Westfalen in §§ 109 ff Justizgesetz Nordrhein-Westfalen – JustG NRW v. 26.10.2010 (GV NRW S. 30), zuletzt geändert durch G. v. 13.4.2022 (GV NRW S. 543); in Sachsen in §§ 2, 22 ff Sächsisches Justizgesetz – SächsJG v. 24.11.2000 (GVBl. S. 482, ber. 2001, S. 704), zuletzt geändert durch G. v. 11.5.2019 (GVBl. S. 358); in Schleswig-Holstein in den §§ 64 ff Landesjustizgesetz (LJG) v. 17.4.2018 (GVOBl. S. 231, ber. S. 441), zuletzt geändert durch G. v. 17.3.2022 (GVOBl. S. 301).
Vorgänger der heutigen Verwaltungsgerichtsbarkeit lassen sich bis ins 19. Jahrhundert zurückverfolgen. Als erstes Land schuf Baden 1863 eine Verwaltungsgerichtsbarkeit. In Preußen wurde sie 1872 errichtet. Bei dem vor allem durch Rudolf v. Gneist geprägten preußischen System der Verwaltungsgerichtsbarkeit verstand man diese nur als Fortsetzung der Verwaltung mit anderen Mitteln. Sie unterschied sich ua auch in ihrer organisatorischen Stellung wesentlich von der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Aufbauend auf einem Katalog enumerierter Zuständigkeiten (Enumerationsprinzip) bezweckte sie in erster Linie die objektivrechtliche Kontrolle bestimmter Verwaltungsakte (Polizeiverfügungen)[1].
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Demgegenüber stellt die Verwaltungsgerichtsbarkeit nach der VwGO (ebenso wie bereits unter ihren unmittelbaren Vorgängern, den nach 1945 erlassenen landesrechtlichen Verwaltungsgerichtsgesetzen) eine auf einer Generalklausel (§ 40) basierende echte Gerichtsbarkeit (§ 1) dar. Sie dient in Konsequenz des Art. 19 Abs. 4 GG primär dem Schutz subjektiver Rechte. Die verfassungsrechtliche Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG garantiert einen effektiven Primärrechtsschutz und macht damit zugleich deutlich, dass der Verletzte nicht lediglich – nach dem Motto „Dulde und liquidiere“ – auf sekundären Rechtsschutz durch Entschädigungs- und Schadensersatzansprüche verwiesen werden darf[2]. Durch eine extensive Interpretation der verwaltungsgerichtlichen Generalklausel des § 40, derzufolge auch die Rechtswidrigkeit untergesetzliche Rechtsnormen – über § 47 hinausreichend – den Gegenstand verwaltungsrechtlicher Streitigkeiten bilden kann, ist der Verwaltungsgerichtsbarkeit eine weitere Funktion zugewachsen (s. Rn 146 und 1156 ff).
Der Bedeutungszuwachs der Verwaltungsgerichtsbarkeit resultiert aber nicht nur aus der verwaltungsgerichtlichen Generalklausel, sondern beruht zu einem erheblichen Teil auch auf Veränderungen im Bereich des materiellen Rechts. Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang den Grundrechten zu, die nach Art. 1 Abs. 3 GG alle staatliche Gewalt binden. Sie stellen heute echte subjektive Rechte dar, die nicht nur vor klassischen, mit Befehl und Zwang verbundenen Grundrechtseingriffen, sondern in gewissem Umfang auch vor faktischen Grundrechtsbeeinträchtigungen schützen (Rn 524). Vor allem indizieren die Grundrechte vielfach die Subjektivierung einfachgesetzlicher Bestimmungen, denen früher nur objektivrechtliche Bedeutung beigemessen wurde (so im Polizeirecht, s. Rn 530). In Richtung auf eine Ausdehnung subjektiver Rechte wirkt zudem das Unionsrecht. Auch in seiner Konsequenz werden früher rein objektivrechtlich geschützte Interessen häufig zu subjektiven Rechten aufgewertet (Rn 575 ff). Im Bereich des Umwelt- und Naturschutzrechts schreibt das Unionsrecht überdies selbst dort verwaltungsgerichtliche Kontrollen vor, wo es nicht um den Schutz der Interessen einzelner Personen geht, sondern der Schutz überindividueller öffentlicher Interessen im Vordergrund steht[3]. Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der gesetzlichen Etablierung von Verbandsklagen zu (Rn 566). All dies wirkt sich dahingehend aus, dass der Verwaltungsgerichtsbarkeit neue Bereiche erschlossen werden und die gerichtliche Kontrolle des Verwaltungshandelns im Vergleich zum vorkonstitutionellen Rechtszustand eine durchaus neue, weit wirkungskräftigere Dimension aufweist. Verstärkt wird dies noch dadurch, dass die Folgewirkungen verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen vielfach – weit über die Person eines Klägers hinausreichend – öffentliche Interessen sowie vielfältige Interessen anderer Rechtssubjekte tangieren.
Beispiel:
Das zeigt sich etwa bei einer Anfechtung der Genehmigung technischer Großvorhaben.
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Die Subjektivierung objektivrechtlicher Bestimmungen beschränkt sich nicht auf die Außenbeziehung des Staates zu anderen Rechtssubjekten, sondern macht selbst vor verwaltungsrechtlichen Binnenbeziehungen nicht Halt. Durch die Subjektivierung von Rechtspositionen der Organe juristischer Personen des öffentlichen Rechts, wie sie etwa die Anerkennung kommunalverfassungsrechtlicher Streitigkeiten zur Folge hat (vgl Rn 248), erschließen sich der Verwaltungsgerichtsbarkeit zusätzlich weitere Räume und ermöglichen es ihr, auch einen Beitrag zur Binnenkoordination des Handelns juristischer Personen des öffentlichen Rechts zu leisten.
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Im Rahmen ihrer vielfältigen Zuständigkeiten obliegt den Verwaltungsgerichten die Überprüfung und Interpretation der das Verwaltungshandeln steuernden Normen am Maßstab höherrangigen Rechts, insbesondere des Verfassungsrechts. Insoweit kommt ihnen eine wichtige Funktion bei der Effektuierung verfassungsrechtlicher Normen zu. Durch deren Integration in das Unterverfassungsrecht leisten sie einen bedeutenden Beitrag zur Sicherung der Einheit der Rechtsordnung (s. Rn 809 ff). Besonders hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die Konkretisierungsfunktion, die den Verwaltungsgerichten in Bezug auf die auf Wertungen angelegten unbestimmten Rechtsbegriffe (s. Rn 809 ff) eingeräumt wird, wie sie in modernen Gesetzen verstärkt verwendet werden. Deren Ausfüllung wird vielfach durch verfassungsrechtliche Wertentscheidungen und Prinzipien gesteuert, die durch die Gerichte an die Verwaltungspraxis (mit-)vermittelt werden. Im Bereich des Technikrechts ermöglichen unbestimmte Rechtsbegriffe zudem eine flexible Anpassung an neue technische Entwicklungen und Erkenntnisse.
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Die den Verwaltungsgerichten obliegende Konkretisierung gesetzlicher Normen, die – wie die moderne Methodenlehre gezeigt hat – nicht mehr lediglich als formallogischer Subsumtionsakt gedeutet werden kann, weist der Rechtsprechung den Rang einer wichtigen lückenfüllenden Rechtsquelle zu. Sie dient damit der Rechtssicherheit und der Befriedung des Rechtslebens. Zugleich kommt ihr ein hoher Stellenwert bei einer kontinuierlichen Fortentwicklung des Rechts durch seine Anpassung an veränderte gesellschaftliche und rechtliche Gegebenheiten zu[4].
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Seit 1991 (Schaffung des 4. VwGO-ÄndG) zeichnen sich allerdings Erosionsprozesse im verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz ab. Sie sind zwar teilweise isoliert gesehen noch nicht zu beanstanden, führen aber in ihrer Summierung zu qualitativen Veränderungen (s. hierzu auch Steiner, in: Festschrift für Schenke, 2011, S. 1277 ff). Erwähnt seien hier nur die systemgefährdende Zersplitterung des Verwaltungsprozessrechts in eine Vielzahl von Einzelgesetzen, die zunehmende Zurückdrängung des Kollegialprinzips durch das Einzelrichterprinzip, die Einschränkung der Rechtsmittelfähigkeit von Entscheidungen sowie die gesetzliche Beschränkung des Suspensiveffekts. Das 6. VwGO-ÄndG, das eine Reihe rechtspolitisch, zT aber auch verfassungsrechtlich problematische neue Weichenstellungen mit sich gebracht hat (wie zB Befristung der Normenkontrolle, richterliche Möglichkeiten zur Hinwirkung auf die Heilung von Verwaltungsverfahrensfehlern, Bindung von Berufung und Beschwerde an Zulassung), setzt diese Entwicklung noch fort, auch wenn später durch die mit dem Gesetz zur Bereinigung des Rechtsmittelrechts im Verwaltungsprozess (RmBereinVpG) v. 20.12.2001 (BGBl. I 3987) erfolgte Reform der „Reform“ manches wieder abgemildert wurde (s. zB die Novellierung der §§ 87, 94, 146 Abs. 4). Problematisch ist vor allem die Abwertung des Verwaltungsverfahrens durch die zeitliche Ausdehnung der Heilungsmöglichkeit von Verfahrensfehlern bis zum Abschluss der letzten Tatsacheninstanz eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens (§ 45 Abs. 2 VwVfG) sowie durch die zT fehlende Sanktionierung von Rechtsverletzungen (s. zB § 46 VwVfG), der allerdings bei der Verletzung absoluter Verfahrensrechte Grenzen gesetzt werden (s. zB § 4 Abs. 1 UmwRG und dazu Rn 531). Zum nicht unproblematischen Versuch, durch das sog. Neue Steuerungsmodell in Anlehnung an betriebswirtschaftliche Organisationsstrukturen und Arbeitsmethoden eine kostengünstigere und „effizientere“ Rechtsprechung zu erreichen, s. näher Schenke, in: BK (Viertbearb.), GG, Art. 19 Abs. 4, Rn 208 ff mwN. Hier drohen Quantitätssteigerungen der Rechtsprechung zu Lasten ihrer Qualität zu gehen.
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Neuerdings viel diskutiert wird die Frage, ob und in welchem Umfang das verwaltungsgerichtliche Verfahren durch eine Mediation[5] entlastet werden kann, bei der ein unabhängiger Dritter (der Mediator) sich bemüht, die an einem Konflikt Beteiligten zu dessen einvernehmlicher Bewältigung zu bewegen. Den Hintergrund für die Forderung nach Einführung und Ausbau von Mediationsverfahren bilden nicht nur der Gedanke einer beschleunigten Beilegung von Konflikten[6] und Gründe der Kostenersparnis[7], sondern auch eine veränderte Stellung des Bürgers, der es entspreche, diesen in stärkerem Umfang als bei einem herkömmlichen, autoritativ durch den Richter zu entscheidenden Verfahren an der Lösung von Konflikten zu beteiligen. Bei einer im Mediationsverfahren getroffenen einvernehmlichen Lösung sei zudem eine größere Akzeptanz der getroffenen Regelung gewährleistet als bei einem Richterspruch, der in der Regel nur einen Sieger und einen Besiegten kenne. Das Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeteiligung vom 21.7.2012 (BGBl. I S. 577) dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/52/EG (ABl. EU vom 24.5.2008 L 136/3). § 173 S. 1 regelt, dass der novellierte § 278 Abs. 5 ZPO und der neu geschaffene § 278a ZPO auch im Verwaltungsprozess Anwendung finden. Nach § 278 Abs. 5 ZPO nF darf das Gericht die Beteiligten für die Güteverhandlung sowie für weitere Güteversuche vor einen hierfür bestimmen und nicht entscheidungsbefugten Richter (Güterichter) verweisen. Der Güterichter kann alle Methoden der Konfliktbeilegung einschließlich der Mediation einsetzen. § 173 S. 1 entscheidet damit die lange bestehende Streitfrage, ob in Entsprechung zum Zivilprozessrecht auch vor den Verwaltungsgerichten eine Güteverhandlung möglich ist. Nach § 278a Abs. 1 ZPO kann das Gericht den Parteien aber auch die Durchführung einer Mediation oder eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen Konfliktbeilegung vorschlagen. Mit § 173 S. 1 geht der nationale Gesetzgeber damit sogar über die Vorgaben des EU-Rechts hinaus, das für verwaltungsrechtliche Streitigkeiten kein Mediationsverfahren vorschreibt.
Entscheiden sich die Parteien, einem entsprechenden Vorschlag zu folgen, ordnet das Gericht das Ruhen des Verfahrens an. § 278a Abs. 1 ZPO verweist bezüglich der Durchführung der Mediation auf das gleichzeitig erlassene Mediationsgesetz vom 21.7.2012 (BGBl. I S. 1577). Dieses sieht in seinen §§ 1 ff bestimmte Verfahrensregelungen für eine Mediation vor, so ua für die Wahl des Mediators und seine Aufgaben, Offenbarungspflichten und Tätigkeitsbeschränkungen sowie Verschwiegenheitspflichten. Nicht geregelt ist die Frage, welche Streitigkeiten einer richterlichen Mediation zugänglich sind. Hier ergeben sich (anders als in dem vom Grundsatz der Parteiautonomie geprägten Zivilrecht) – insbesondere bei einer richterlichen Mediation – Beschränkungen aus Art. 20 Abs. 3 GG, der einen gesetzesunabhängigen Interessenausgleich[8] verbietet[9]. Diese Bedenken lassen sich freilich dann ausräumen, wenn Handlungsspielräume für die Verwaltung in Gestalt von Ermessens- und Beurteilungsspielräumen sowie sonstigen Gestaltungsmöglichkeiten bestehen[10] bzw die Tatbestandsvoraussetzungen für einen außergerichtlichen oder gerichtlichen Vergleich vorliegen (dazu Rn 1190).




2. Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit
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Die allgemeine Verwaltungsgerichtsbarkeit ist durch einen dreistufigen Instanzenzug gekennzeichnet (§ 2). Unterste Instanz sind die Verwaltungsgerichte. Die Mittelinstanz bilden die Oberverwaltungsgerichte, die in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen die Bezeichnung „Verwaltungsgerichtshof“ führen (s. § 184). Verwaltungs- wie Oberverwaltungsgerichte sind Landesgerichte. Oberste Instanz ist das Bundesverwaltungsgericht mit Sitz in Leipzig (§ 2), das den Status eines obersten Bundesgerichts (Art. 95 Abs. 1 GG) besitzt.
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Überblick zum Instanzenzug

	VG
Entscheidungsorgane:
	-
	Einzelrichter § 6

	-
	Kammer § 5 III  (Besetzung grds.:  3 Berufs- und  2 ehrenamtl. Richter)


	Grundsatz § 45: 1. Instanz
	 
	für alle Streitigkeiten, für die der Verwaltungsrechtsweg offensteht



		
	OVG bzw. VGH
Entscheidungsorgan:
	-
	Senat § 9 II, III  (Besetzung grds.  3 Berufsrichter;  Ausnahmen in § 9 III)

	-
	Großer Senat (§ 12)


		I.
	Grundsatz § 46: Rechtsmittelinstanz (2. Instanz)
	-
	nach Zulassung Berufung gg. Urteil d. VG

	-
	Beschwerde gg. sonstige Entscheidungen



	II.
	Ausnahmen 1. Instanz: §§ 47, 48
	-
	Normenkontrolle § 47

	-
	bei Großvorhaben uä § 48

	-
	bei Klagen wegen überlanger Dauer von Verfahren vor dem VG und OVG (§ 173 S. 2 iVm § 201 Abs. 1 GVG)





		
	BVerwG
Entscheidungsorgan:
	-
	Senat  (Besetzung grds. 5, bei Beschlüssen außerhalb mündl. Verh.  3 Berufsrichter, § 10)

	-
	Großer Senat (§ 11)


		I.
	Grundsatz § 49: Rechtsmittelinstanz (2. oder 3. Instanz)
	-
	Revision gg. Urteil des OVG gem. § 132 (2. oder 3. Instanz)

	-
	Revision gg. Urteil des VG gem. §§ 134 f (2. Instanz)

	-
	Sonderfälle nach § 49 Nr 3



	II.
	Ausnahme: 1. und letzte Instanz gem. § 50 sowie gem. § 173 S. 2 iVm § 201 I GVG

	III.
	Keine Beschwerdeinstanz (§ 146, Ausnahme § 49 Nr 3), deshalb zB im vorläufigen Rechtsschutzverfahren (Beschlussverfahren) insoweit keine Entscheidungskompetenz
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Bei den Verwaltungsgerichten sind Kammern gebildet, die als solche in der Besetzung von drei Richtern und zwei ehrenamtlichen Richtern entscheiden[11]; allerdings soll der Rechtsstreit in der Regel dem Einzelrichter übertragen werden (vgl näher § 6 Abs. 1). Bei den Oberverwaltungsgerichten, die nicht nur Rechtsmittelgerichte (dazu Rn 1212 ff) sind (s. § 46), sondern auch erstinstanzliche Zuständigkeiten haben (s. §§ 47 f), bestehen Senate, die in der Besetzung von drei Berufsrichtern entscheiden. Die Landesgesetzgebung kann vorsehen, dass die Senate in der Besetzung von fünf Richtern entscheiden, von denen zwei auch ehrenamtliche Richter sein können (§ 9 Abs. 3 S. 1; zu den Fällen des § 48 vgl § 9 Abs. 3 S. 2).
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Beim Bundesverwaltungsgericht, das primär als Revisions- und Beschwerdegericht, in den in § 50 genannten Fällen aber auch als erst- und letztinstanzliches Gericht tätig ist, sind Senate eingerichtet, die in der Besetzung von fünf Richtern entscheiden, bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung in der Besetzung von drei Richtern (§ 10 Abs. 3).
Um Meinungsverschiedenheiten zwischen den einzelnen Senaten in Rechtsfragen beizulegen und eine einheitliche Rechtsprechung bezüglich des anzuwendenden Rechts herbeizuführen, bestehen beim Bundesverwaltungsgericht und den Oberverwaltungsgerichten (§§ 11, 12) je ein aus dem Präsidenten und sechs Richtern zusammengesetzter Großer Senat.
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Beim Bundesverwaltungsgericht wird ein Vertreter des Bundesinteresses bestellt, der sich zur Wahrung des öffentlichen Interesses grundsätzlich an jedem dort anhängigen Verfahren beteiligen kann (s. hierzu §§ 35, 63 Nr 4). Bei den Oberverwaltungsgerichten und Verwaltungsgerichten kann nach Maßgabe einer Rechtsverordnung der Landesregierung ein Vertreter des öffentlichen Interesses bestimmt werden (s. § 36).



III. Grundsätze des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens
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Für das verwaltungsgerichtliche Verfahren sind bestimmte Grundsätze maßgeblich. Es sind dies der Dispositionsgrundsatz, der Untersuchungsgrundsatz und der Grundsatz der freien Beweiswürdigung, der Amtsbetriebs- und Konzentrationsgrundsatz sowie der Grundsatz des rechtlichen Gehörs, ferner die Prinzipien der Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und Öffentlichkeit des Verfahrens. In Konsequenz des Art. 19 Abs. 4 GG hat der Rechtsschutz innerhalb angemessener Zeit zu erfolgen.



1. Der Dispositionsgrundsatz
22

Bei jedem gerichtlichen Verfahren stellt sich die Frage, wer über dessen Einleitung und Fortführung sowie über seinen Gegenstand zu bestimmen hat. Nach dem Dispositionsgrundsatz (Verfügungsgrundsatz) entscheiden dies die Beteiligten des Verfahrens. Hingegen befindet nach dem Offizialprinzip hierüber das Gericht oder ein anderes hierfür bestelltes staatliches Organ (zB die Staatsanwaltschaft). Während etwa im Strafprozess das Offizialprinzip maßgebend ist, gilt für den Verwaltungsrechtsstreit der Dispositionsgrundsatz. Den in § 63 genannten Beteiligten des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens (Kläger, Beklagter, Beigeladener sowie der Vertreter des Bundesinteresses beim Bundesverwaltungsgericht oder ein Vertreter des öffentlichen Interesses) kommt danach (wenn auch in unterschiedlichem Umfang) die Verfahrensherrschaft zu. Allein der Kläger (bzw Antragsteller) bestimmt, ob und in welchem Umfang er ein Verfahren einleiten will. Das Gericht darf über seinen Antrag nicht hinausgehen (§ 88) und kann die Beteiligten auch nicht daran hindern, ein Verfahren ohne Sachentscheidung wieder zu beenden (hierzu Rn 1186 ff). Dem Dispositionsgrundsatz entspricht es auch, dass die Beteiligten Rechtsmittel einlegen und auf sie verzichten (arg. § 127 Abs. 2 S. 1) bzw sie zurücknehmen können (§§ 126, 140). Eine Konsequenz des Dispositionsgrundsatzes ist es schließlich, dass auch im Verwaltungsprozess Anerkenntnis- und Verzichtsurteile gem. § 173 iVm §§ 306 f ZPO grundsätzlich möglich sind, soweit der Streitgegenstand der Dispositionsmacht der Parteien unterliegt[12], die mit dem Anerkenntnis verbundene Rechtsfolge also nicht mit zwingendem materiellem Recht in Widerspruch steht.



2. Der Untersuchungsgrundsatz und der Grundsatz der freien Beweiswürdigung

a) Die Bedeutung des Untersuchungsgrundsatzes und seine Grenzen
23

Für das verwaltungsgerichtliche Verfahren gilt der Untersuchungsgrundsatz (s. § 86 Abs. 1), der zT auch als Inquisitionsgrundsatz bezeichnet wird. Danach erforscht das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen. Es ist an das Vorbringen und die Beweisanträge der Beteiligten nicht gebunden. Soweit Beteiligte zur Klärung des Sachverhalts in der mündlichen Verhandlung Beweisanträge stellen, können diese gem. § 86 Abs. 2 aber nur durch einen vor der Entscheidung ergehenden begründeten Gerichtsbeschluss in entsprechender Anwendung des § 244 Abs. 3, 4 StPO abgelehnt werden. Das Vorabentscheidungsgebot des § 86 Abs. 2 gilt nicht für Beweisermittlungsanträge (Ausforschungsanträge), für deren Wahrheitsgehalt nicht wenigstens ein gewisser Anhaltspunkt besteht[13].Vom Untersuchungsgrundsatz ist der Verhandlungsgrundsatz (Beibringungsgrundsatz) zu unterscheiden, der in der Regel im Zivilprozess Anwendung findet. Er bildet die prozessuale Entsprechung zur Privatautonomie und besagt, dass die Parteien selbst dem Gericht den entscheidungserheblichen Sachverhalt zu unterbreiten haben.
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Allgemein gesprochen findet der Untersuchungsgrundsatz in all jenen Verfahren Anwendung, deren Gegenstand in besonderer Weise auch öffentliche Interessen berührt, außer im verwaltungsgerichtlichen Verfahren also vor allem auch im Strafverfahren (s. zur strafgerichtlichen Hauptverhandlung § 244 Abs. 2 StPO). Er trägt hier zugleich dem besonderen Schutzbedürfnis des Bürgers Rechnung, der sich aus einer Reihe von Gründen dem hoheitlich handelnden Staat gegenüber in einer schwächeren Position befindet. Die Geltung des Untersuchungsgrundsatzes im Verwaltungsprozess wird durch die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG, aber auch durch das in Art. 20 Abs. 3 GG enthaltene Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung gefordert[14].
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Infolge des Untersuchungsgrundsatzes ist das Gericht verpflichtet, im Rahmen des durch den Dispositionsgrundsatz bestimmten prozessualen Begehrens der Beteiligten die Sachverhaltsaufklärung auch auf solche Gesichtspunkte zu erstrecken, zu denen die Beteiligten nichts vorgetragen haben. Das Verwaltungsgericht kann hierbei auch zu einer von den Beteiligten abweichenden tatsächlichen Würdigung des Sachverhalts gelangen. Eine Konsequenz des Untersuchungsgrundsatzes ist es, dass das Verwaltungsprozessrecht prinzipiell keine Behauptungslast (Darlegungslast) sowie keine Beweisführungslast (auch subjektive oder formelle Beweislast genannt) der Beteiligten kennt.


26

Trotzdem stellt sich auch im Verwaltungsprozess die Frage, zu wessen Gunsten bzw Lasten sich eine trotz ordnungsgemäßer Sachverhaltsaufklärung verbleibende Ungewissheit materiellrechtlich auswirkt (sog. objektive oder materielle Beweislast). Hier kann mit der hM an den – auch im Zivilprozess geltenden – Grundsatz angeknüpft werden, dass die Nichterweisbarkeit einer Tatsache (das „non liquet“) sich in der Regel zulasten desjenigen auswirkt, der aus dieser Tatsache eine für sich günstige Rechtsfolge ableitet. Bezüglich rechtsbegründender Tatsachen trifft deshalb den (angeblichen) Anspruchsinhaber die Beweislast, bezüglich rechtshindernder, rechtsvernichtender und rechtshemmender Tatsachen dagegen den Anspruchsgegner. Was eine rechtsbegründende, -hindernde, -hemmende oder -vernichtende Tatsache ist, bestimmt das materielle Recht; die prozessuale Stellung als Kläger oder Beklagter spielt hierfür keine Rolle[15]. Bei der Ausgestaltung des materiellen Rechts hat dieses dem Umstand Rechnung zu tragen, dass sich in öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten – anders als im Zivilprozess – nicht zwei gleich starke Parteien gegenüberstehen, sondern der Staatsgewalt im Verhältnis zum Bürger Vorteile zukommen. Das hier bestehende Machtgefälle legt eine Kompensation bei der Ausgestaltung des Beweislastrechts nahe. Letzteres wird damit auch durch grundrechtliche Entscheidungen beeinflusst.
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Eine Abschwächung des Untersuchungsgrundsatzes ergibt sich auf Grund der Mitwirkungspflichten[16], die die Beteiligten bei der Erforschung des Sachverhalts treffen (s. § 86 Abs. 1 S. 1). Die gerichtliche Aufklärungspflicht endet aber – aus der Natur der Sache heraus – erst dort, wo die Beteiligten in Kenntnis entscheidungsrelevanter Umstände, die für das Gericht auch bei sorgfältiger Erforschung des Sachverhalts nicht ersichtlich waren, ihre Mitwirkung unterlassen. Weitere – im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Verankerung des Untersuchungsgrundsatzes bedenkliche – Einschränkungen ergeben sich aus § 87b, wonach (nach Ablauf einer dem Kläger zu setzenden Frist) Erklärungen und Beweismittel als verspätet zurückgewiesen werden können.




b) Der Grundsatz der freien Beweiswürdigung
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Die wichtigsten Beweismittel sind gem. § 96 Abs. 1 der Augenschein, die Vernehmung von Zeugen, Sachverständigen und Beteiligten sowie die Heranziehung von Urkunden. Daneben können aber auch andere Erkenntnismittel herangezogen werden, zB amtliche Auskünfte[17]. Nach § 108 Abs. 1 S. 1 gilt auch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren der Grundsatz der freien Beweiswürdigung. Er besagt, dass eine Tatsache dann bewiesen ist, wenn das Gericht nach seiner freien, auf Grund des Gesamtergebnisses des Verfahrens gewonnenen Überzeugung – ohne Bindung an starre Beweisregeln (Ausnahmen zB § 173 iVm §§ 314, 415 ZPO) – die zu beweisende Tatsache für wahr, nicht lediglich für wahrscheinlich, hält. Dabei kann aber naturwissenschaftliche Gewissheit nicht verlangt werden; ausreichend ist vielmehr ein so hoher Grad an Wahrscheinlichkeit, dass dem Gericht keine vernünftigen Zweifel mehr möglich erscheinen.



3. Amtsbetrieb und Konzentrationsgrundsatz
29

Das Betreiben des Prozesses, insbesondere die Zustellung von Entscheidungen und Ladungen, kann in die Hand des Gerichts (Amtsbetrieb) oder der Beteiligten (Parteibetrieb) gelegt sein. Die VwGO geht vom Amtsbetrieb aus. Danach erfolgt die Zustellung von Anordnungen und Entscheidungen, durch die eine Frist in Lauf gesetzt wird, sowie von Terminbestimmungen und Ladungen grundsätzlich von Amts wegen (s. näher §§ 56 Abs. 1, 102, 116 Abs. 1 S. 2). Der Amtsbetrieb ist eine wichtige Ergänzung des für das verwaltungsgerichtliche Verfahren geltenden Untersuchungsgrundsatzes.
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Der Konzentrationsgrundsatz hat zum Ziel, einen Rechtsstreit möglichst in einer mündlichen Verhandlung zu erledigen. Dem dienen die von § 87 vorgesehenen Vorbereitungsmöglichkeiten und die in § 86 Abs. 3 u. 4 normierten verfahrensleitenden Befugnisse des Vorsitzenden oder Berichterstatters. Der Konzentrationsgrundsatz bildet ein bedeutsames Mittel zur Effektivierung des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes, für den das Zeitmoment von wesentlicher Bedeutung ist. Der Beschleunigung gerichtlicher Verfahren dienen auch eine Reihe von Sondervorschriften, die für Massenverfahren vorgesehen sind (zB §§ 56a, 67a), sowie das Musterverfahren nach § 93a, wenn die Rechtmäßigkeit einer behördlichen Maßnahme Gegenstand von mehr als zwanzig Verfahren ist.



4. Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs
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Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs stellt einen zentralen rechtsstaatlichen Bestandteil jedes gerichtlichen und damit auch des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens dar. Er ist als grundrechtsähnliches Verfahrensrecht (auf das sich nach hM selbst juristische Personen des öffentlichen Rechts berufen können) bereits auf der Verfassungsebene in Art. 103 Abs. 1 GG verankert und wird für den Verwaltungsprozess durch § 108 Abs. 2 dahingehend konkretisiert, dass ein Urteil nur auf solche Tatsachen und Beweisergebnisse gestützt werden darf, zu denen die Beteiligten sich äußern konnten. Aus dem Grundsatz des rechtlichen Gehörs ergibt sich auch die Verpflichtung des Gerichts, die Beteiligten auf solche Gesichtspunkte hinzuweisen, die bisher nicht Gegenstand der Verhandlung waren, nach Auffassung des Gerichts aber entscheidungserheblich sind.
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Eine Verletzung des durch Art. 103 Abs. 1 GG geschützten Grundrechts auf rechtliches Gehör kann (grundsätzlich aber erst nach Erschöpfung des Rechtswegs) im Wege einer Verfassungsbeschwerde nach Maßgabe der §§ 90 ff BVerfGG geltend gemacht werden. Ist gegen eine gerichtliche Entscheidung kein Rechtsmittel oder ein anderer Rechtsbehelf gegeben, so kann der durch die Entscheidung Beschwerte nach näherer Maßgabe des 2004 neu erlassenen § 152a eine fristgebundene Anhörungsrüge erheben, mit der er die Verletzung des rechtlichen Gehörs geltend macht (dazu eingehend Guckelberger, NVwZ 2005, 11 ff und Kopp/Schenke-W. Schenke, § 152a, Rn 1 ff). § 152a erging in Erfüllung eines Gesetzgebungsauftrags des BVerfG (BVerfGE 107, 395 ff). Die Anhörungsrüge dient der Sicherung des durch die Verfahrensgrundrechte (insbesondere durch Art. 103 Abs. 1 GG) gebotenen Rechtsschutzes gegen richterlicher Akte (s. dazu näher auch Schenke, JZ 2005, 116 ff) wie auch der Entlastung des BVerfG. Ihre erfolglose Erhebung ist Voraussetzung für die Zulässigkeit einer auf die Verletzung rechtlichen Gehörs gestützten Verfassungsbeschwerde. Diese Rüge schließt nunmehr andere, früher als Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Verfassungsbeschwerde zu absolvierende außerordentliche Rechtsbehelfe wie eine richterrechtlich entwickelte besondere Form der Gegenvorstellung[18] aber auch eine außerordentliche Beschwerde aus und ist entsprechend auf die Verletzung anderer Verfahrensgrundrechte (so auf Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG) anwendbar (sehr str., s. näher Schenke, NVwZ 2005, 729 ff).




5. Die Grundsätze der Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und Öffentlichkeit des Verfahrens
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Für das verwaltungsgerichtliche Verfahren gilt grundsätzlich der Mündlichkeitsgrundsatz, demzufolge das Gericht auf Grund mündlicher Verhandlung entscheidet (§ 101 Abs. 1). Mit Einverständnis der Beteiligten kann die Entscheidung allerdings auch ohne mündliche Verhandlung ergehen (§ 101 Abs. 2)[19]. Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile sind, können ohne mündliche Verhandlung ergehen, soweit nichts Anderes bestimmt ist (§ 101 Abs. 3). Gem. § 84 Abs. 1 darf auch ohne mündliche Verhandlung mittels Gerichtsbescheid entschieden werden, wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklärt ist. Zur nunmehr bestehenden Möglichkeit einer Verhandlung im Wege der Bild- und Tonübertragung s. § 102a (dazu Rn 70).
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Eng verwandt mit dem Mündlichkeitsgrundsatz ist der Grundsatz der Unmittelbarkeit des Verfahrens. Gem. § 96 Abs. 1 hat die Beweisaufnahme in der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Gericht zu erfolgen (zu Einschränkungen vgl § 96 Abs. 2).
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Flankierend tritt zu diesen Grundsätzen der Öffentlichkeitsgrundsatz (s. § 55 iVm § 169 GVG). Er erfordert, dass auch am Verfahren unbeteiligte Personen freien Zutritt zum Verhandlungsraum haben, soweit es die örtlichen und räumlichen Verhältnisse gestatten. Der Ausschluss der Öffentlichkeit für bestimmte Verfahren oder aus Gründen der Sitzungspolizei richtet sich nach den §§ 171a ff GVG. Nichtöffentlich ist die Verhandlung vor einem beauftragten oder ersuchten Richter (§ 96 Abs. 2). Hier gilt aber der sog. Grundsatz der Parteiöffentlichkeit, dh die Parteien werden von den Beweisterminen benachrichtigt und können der Beweisaufnahme beiwohnen (§ 97).




6. Zeitgerechter Rechtsschutz
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In Konsequenz der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG[20] sowie der Art. 6 Abs. 1, 13 EMRK hat der gerichtliche Rechtsschutz innerhalb angemessener Zeit zu erfolgen und muss gegen dessen unangemessene Verzögerung die Möglichkeit eines Rechtsschutzes bestehen. In dem am 3.12.2011 in Kraft getretenen Gesetz über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren (ÜVerfBesG) vom 24.11.2011 (BGBl. I S. 2302) wurde deshalb durch Art. 8 ÜVerfBesG ein neuer Satz 2 in § 173 eingefügt. Er soll den Rechtsschutz gegen überlange Gerichtsverfahren im Verwaltungsprozess durch eine der VwGO angepasste Anwendung der neu geschaffenen §§ 198, 200 f GVG sicherstellen. Damit ist der deutsche Gesetzgeber – wenn auch verspätet – der „Pilotentscheidung“ des EGMR vom 2.9.2010[21] nachgekommen, die den deutschen Gesetzgeber verpflichtete, einen Rechtsbehelf vorzusehen, der dem Erfordernis eines zeitgerechten Rechtsschutzes in der durch Art. 6 Abs. 1, 13 EMRK gebotenen Weise Rechnung trägt. Für die Beurteilung, ob eine unangemessene Verfahrensdauer iSd § 198 Abs. 1 S. 1 GVG vorliegt, kommt es grundsätzlich auf das Gesamtverfahren an, auch wenn dieses über mehrere Instanzen oder bei verschiedenen Gerichten geführt wird[22]. Eine präventive Funktion kommt insoweit der in § 198 Abs. 3 GVG geregelten Verzögerungsrüge zu, deren Erhebung eine grundsätzliche Voraussetzung für die Geltendmachung eines Entschädigungsanspruchs ist. Dem repressiven gerichtlichen Rechtsschutz dienen die beim Eintritt eines Schadens nach näherer Maßgabe des § 198 Abs. 1 und 2 GVG bestehenden Entschädigungsansprüche, die einen Ausgleich sowohl des materiellen wie auch des immateriellen Schadens zum Gegenstand haben und eine Ausprägung des Aufopferungsgedankens darstellen (BVerwG, BeckRS 2013, 56027, Rn 54; Schenke, DVBl. 2016, 745 ff; aA Reiter, NJW 2015, 2554 ff). Entgangener Gewinn ist nicht zu ersetzen (BVerwG, NVwZ-RR 2018, 400, 402). Die Zuerkennung eines Entschädigungsanspruchs kann mit einer Feststellung der Unangemessenheit der Verfahrensdauer einhergehen (§ 198 Abs. 4 GVG). Eine solche Feststellungsklage kann nach freilich umstrittener Ansicht aber auch selbständig erhoben werden[23]. Zuständig für entsprechende Klagen ist bei Verzögerungen durch das VG und das OVG das OVG, bei Verzögerungen durch das BVerwG das BVerwG[24].



IV. Prozesshandlungen
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Unter Prozesshandlungen sind alle Handlungen der Beteiligten eines gerichtlichen Verfahrens oder des Gerichts zu verstehen, die den Prozessablauf gestalten oder bestimmen. Dabei liegt es auf der Hand, dass, je nachdem, ob die Prozesshandlungen von den Verfahrensbeteiligten oder von einem Gericht vorgenommen werden, erhebliche rechtliche Unterschiede bestehen.



1. Parteihandlungen
38

Die den Prozessablauf gestaltenden oder bestimmenden Handlungen der Beteiligten (s. § 63 u. dazu unten Rn 472 ff) nennt man Parteihandlungen[25]. Sie erfahren ihre besondere Prägung durch die Bedeutung, die ihnen für den Ablauf eines gerichtlichen Verfahrens zukommt. Für sie müssen daher andere Regeln als für materiellrechtliche Rechtsgeschäfte gelten. Vorbehaltlich abweichender gesetzlicher Regelungen sind sie außerhalb der mündlichen Verhandlung grundsätzlich schriftlich vorzunehmen (Lüke, Zivilprozessrecht, 10. Aufl. 2011, Rn 211). Die Unterschiede, die sowohl hinsichtlich der rechtlichen Voraussetzungen wie auch der Rechtsfolgen von Parteihandlungen bestehen, verbieten es grundsätzlich, bei einem Rechtsakt von dessen Doppelnatur als Prozesshandlung und materielles Rechtsgeschäft auszugehen (etwas Anderes gilt nur für den Prozessvergleich, vgl hierzu unten Rn 1190). Der Annahme einer Parteihandlung steht es dabei nicht im Wege, dass ihr – über das Prozessrecht hinaus – zugleich materiellrechtliche Bedeutung zukommen kann.
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Beispiel:
So führt etwa die durch die Erhebung einer verwaltungsprozessualen Klage herbeigeführte Rechtshängigkeit bei Leistungs- und Verpflichtungsklagen zu einem Anspruch auf Prozesszinsen entsprechend § 291 BGB (vgl BVerwGE 14, 1; 25, 71) und zur Hemmung der Verjährung entsprechend § 204 Abs. 1 Nr 1 BGB.
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Im Hinblick auf den engen funktionalen Zusammenhang, der zwischen dem Widerspruchsverfahren als einem vor der Erhebung von Anfechtungs- und Versagungsgegenklage zu absolvierenden Vorverfahren (s. § 68 und dazu unten Rn 691 ff) und dem gerichtlichen Verfahren besteht, sind im Übrigen auch Handlungen im Widerspruchsverfahren jedenfalls dann, wenn ihre Vornahme zugleich Zulässigkeitsvoraussetzungen für gerichtliche Entscheidungen betrifft, als Parteihandlungen zu bewerten[26].
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Beispiel:
So beurteilt sich etwa die Frage, ob die Rücknahme eines Widerspruchs gegen einen belastenden Verwaltungsakt wegen Willensmängeln angefochten werden kann, nicht nach den Vorschriften über die Anfechtung öffentlich-rechtlicher Willenserklärungen Privater, sondern nach den für Prozesshandlungen geltenden Grundsätzen.
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Ebenso wie in den anderen Prozessordnungen finden sich in der VwGO keine näheren Regeln für Parteihandlungen, die sich überwiegend als einseitige Handlungen darstellen. Für sie gelten aber, was die Befugnis zu ihrer Vornahme angeht, die allgemeinen Grundsätze für die Beteiligungsfähigkeit (dazu Rn 476 ff), die Prozessfähigkeit, die Prozessvertretung und die Postulationsfähigkeit (dazu Rn 500 ff). Diesbezügliche Mängel können allerdings zT geheilt werden (so zB die fehlerhafte Vertretung eines Beteiligten durch dessen ausdrückliche oder stillschweigende Genehmigung, vgl § 138 Nr 4).
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Aus der Natur der Parteihandlungen als den Prozess gestaltende und bestimmende Handlungen folgt, dass sie im Interesse der Rechtssicherheit grundsätzlich bedingungsfeindlich sind. Dementsprechend kann die Wirksamkeit einer Prozesshandlung nicht von einem außerprozessualen Ereignis abhängig gemacht werden. Als zulässig wird es hingegen angesehen, wenn die Wirksamkeit einer Prozesshandlung von einer innerprozessualen Bedingung, dh „von der erfolgreichen Vornahme oder der Erfolglosigkeit einer von derselben oder einer anderen Partei unbedingt vollzogenen Parteihandlung“, abhängig gemacht wird[27].


44

Die Begründung eines Prozessrechtsverhältnisses bei einem Gericht muss jedoch immer unbedingt erfolgen. Deshalb ist etwa die bedingte Erhebung einer Klage (oder auch Einlegung eines Rechtsmittels) unzulässig, und zwar auch dann, wenn sie von einer innerprozessualen Bedingung abhängig gemacht wird.
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Beispiel:
Die Erhebung einer Klage ist unzulässig, wenn sie unter der Bedingung erfolgt, dass der Beklagte die geltend gemachte Forderung nicht dem Gericht gegenüber anerkennt.
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Dem Wesen der Prozesshandlung entspricht es auch, dass eine wirksame Parteihandlung – vorbehaltlich spezialgesetzlicher Regelungen (zB im Zivilprozess für das Geständnis gem. § 290 ZPO) – nicht widerrufbar ist[28]. Anders gilt aber dann, wenn hierdurch Interessen anderer Verfahrensbeteiligter nicht beeinträchtigt werden (Jauernig/Hess, Zivilprozessrecht, 30. Aufl. 2011, § 30, Rn 29). Grundsätzlich nicht (auch nicht analog) anwendbar auf Parteihandlungen sind die §§ 119 ff BGB, die die Anfechtung wegen Willensmängeln regeln[29]. Wird allerdings die Parteihandlung durch eine strafbare Handlung veranlasst und läge deshalb ein Restitutionsgrund gem. § 173 iVm § 580 Nr 4 ZPO vor, muss die Möglichkeit offen stehen, sich von ihr durch Widerruf zu lösen[30]. Ein zulässigerweise eingelegtes Rechtsmittel ist ferner widerrufbar, wenn die Rücknahme durch eine fehlerhaft erteilte richterliche Belehrung veranlasst wurde[31]. Eingelegte förmliche Rechtsbehelfe können, soweit dies nicht bereits ausdrücklich vorgesehen ist (s. Klagerücknahme gem. § 92), grundsätzlich bis zur Entscheidung über sie zurückgenommen werden.
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Für die Auslegung von Parteihandlungen gelten die Grundsätze der §§ 133, 157 BGB entsprechend[32]. Maßgeblich ist nicht die vom Kläger gewählte Formulierung (s. auch § 88), sondern der erkennbar mit der Parteihandlung verfolgte Zweck; im Hinblick auf das verfassungsrechtliche Gebot der Effektivität des Rechtsschutzes sind dabei Parteihandlungen eines Bürgers im Zweifel so auszulegen, dass sie diesem ein Maximum an Rechtsschutz gewähren.
Beispiel:
Die Behörde nimmt einen Subventionsbescheid gem. § 48 VwVfG zurück und fordert in einem Rückerstattungsbescheid den Subventionsempfänger gem. § 49a Abs. 1 VwVfG zur Rückzahlung der gewährten Subvention auf. Eine „Anfechtung der Rückerstattung“ ist hier im Zweifel so zu interpretieren, dass damit nicht lediglich der Erstattungsbescheid, sondern auch der Rücknahmebescheid angefochten wird (BVerwG, NVwZ-RR 1992, 423).

Soweit der mit einer Parteihandlung verfolgte Zweck nicht in der von ihrem Urheber vorgesehenen Weise, sondern nur auf anderem Wege zu erreichen ist, kommt ihre Umdeutung analog § 140 BGB in Frage. Bei ihr geht es nicht um die Ermittlung des erklärten tatsächlichen Willens des Klägers, sondern um dessen hypothetischen Willen.
Beispiele:
Der Kläger beantragt, die Verwaltung zur Rücknahme eines ihn belastenden, nicht bestandskräftigen Verwaltungsakts zu verurteilen, obwohl nur ein Antrag auf gerichtliche Aufhebung statthaft ist (s. Rn 292). Sein Antrag ist hier in einen Antrag auf gerichtliche Aufhebung umzudeuten. – Der Beamte klagt auf gerichtliche Aufhebung der behördlichen Umsetzung, obwohl nur eine Klage auf Rückgängigmachung der Umsetzung statthaft ist. Als erhoben gilt hier eine allgemeine Leistungsklage (s. Rn 238 und BVerwGE 60, 144, 149). Im Bereich des vorläufigen Rechtsschutzes kann in einem solchen Fall ein auf § 80 Abs. 5 gestützter Antrag auf Anordnung bzw Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung in einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gem. § 123 umgedeutet werden (BayVGH, NVwZ 2000, 222 und BayVBl. 2003, 212, 213 f). – Der Bürger klagt nach Ablauf der Anfechtungsfristen auf die Aufhebung eines nichtigen Verwaltungsakts. Seine Anfechtungsklage ist bei tatsächlich gegebener Nichtigkeit in eine Nichtigkeitsfeststellungsklage gem. § 43 Abs. 1 Alt. 2 umzudeuten (s. auch Rn 762). – Begehrt der Kläger eine Leistung, die ohne Aufhebung eines Verwaltungsakts nicht eingefordert werden kann, ist seine Klage dahingehend umzudeuten, dass nicht nur auf die Leistung, sondern auch auf die Aufhebung des Verwaltungsakts geklagt wird (BVerfG, NVwZ 2016, 238, 241; Hufen, JuS 2016, 574).

Die Grenzen zwischen Auslegung und Umdeutung von Prozesshandlungen sind dabei in Konsequenz des § 88 fließend. In einem Prozess wird das Gericht bei unklarem Antrag auf dessen Erläuterung und ggf auf die Stellung eines sachdienlichen Antrags hinwirken (§ 86 Abs. 3).
Zur Möglichkeit, Parteihandlungen im Wege der elektronischen Kommunikation durchzuführen, s. §§ 55a ff und unten Rn 85 und Rn 705.



2. Prozesshandlungen des Gerichts

a) Überblick
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Die wichtigsten gerichtlichen Prozesshandlungen sind gerichtliche Entscheidungen und (vor allem prozessleitende) Verfügungen[33]. Bei den gerichtlichen Entscheidungen lassen sich Urteile, Gerichtsbescheide und Beschlüsse unterscheiden.
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Über eine Klage wird gem. § 107 grundsätzlich durch Urteil nach näherer Maßgabe der §§ 108 ff entschieden. Über die Verkündung und Zustellung des Urteils enthält § 116 iVm § 56 Abs. 2 und §§ 166 ff ZPO nähere Bestimmungen, über Form und Inhalt § 117 (s. näher Rn 63 ff). Rechtsmittel gegen Urteile sind Berufung und Revision (s. unten Rn 1235 ff).
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Gem. § 84 Abs. 1 S. 1 kann zur Vereinfachung des Verfahrens statt durch Urteil, das grundsätzlich nur auf Grund mündlicher Verhandlung ergehen darf, auch ohne solche durch Gerichtsbescheid[34] entschieden werden, wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt aufgeklärt ist. Der Gerichtsbescheid wirkt als Urteil (§ 84 Abs. 3 HS 1). Zu der Möglichkeit, innerhalb eines Monats seit Zustellung des Gerichtsbescheids mündliche Verhandlung zu beantragen, s. § 84 Abs. 2 Nr 5 (dazu auch Schenke, NJW 1997, 81, 91 ff).
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Soweit dies ausdrücklich gesetzlich vorgesehen ist, entscheidet das Gericht durch Beschluss. Das ist zB bei Entscheidungen im Rahmen des vorläufigen Rechtsschutzes der Fall (s. §§ 80 Abs. 7, 123 Abs. 4). Die Regelungen über Verkündung und Zustellung (§ 116 iVm § 56 Abs. 2 und §§ 166 ff ZPO) sowie über Form und Inhalt (§ 117) von Urteilen gelten entsprechend. Rechtsmittel ist die Beschwerde (§ 146).


52

Verfügungen werden nicht vom Gericht als Ganzem, sondern vom Vorsitzenden oder vom Berichterstatter erlassen (vgl §§ 82 Abs. 2, 87 Abs. 1 S. 1, 87a, 87b). Ihnen kommt insbesondere bei der Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, aber auch sonst für die Prozessleitung Bedeutung zu. Eine besondere Form ist für sie nicht vorgesehen. Sie sind gem. § 146 Abs. 2 auch nicht gerichtlich anfechtbar.



b) Verschiedene Urteilsarten

aa) Gestaltungs-, Leistungs- und Feststellungsurteile
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Nach dem Inhalt des Urteils kann man zwischen Gestaltungs-, Leistungs- und Feststellungsurteilen unterscheiden. Durch ein Gestaltungsurteil gestaltet das Gericht die Rechtslage unmittelbar um. Wichtigstes Beispiel ist das auf die Anfechtungsklage hin ergehende Aufhebungsurteil gem. § 113 Abs. 1 S. 1. Gestaltungsurteile sind nur hinsichtlich der Kosten vollstreckbar.
Durch Leistungsurteile verpflichtet das Verwaltungsgericht den Beklagten zur Vornahme einer Leistung. Der in der verwaltungsgerichtlichen Praxis bedeutsamste Fall ist das auf Erlass eines Verwaltungsakts gerichtete Verpflichtungsurteil gem. § 113 Abs. 5. Leistungsurteile können nach näherer Maßgabe der §§ 167 ff vollstreckt werden.
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In Feststellungsurteilen schließlich wird eine gerichtliche Feststellung getroffen, die als solche anders als die Kostenentscheidung naturgemäß nicht vollstreckbar ist. Bedeutsam sind hier insbesondere die verwaltungsgerichtlichen Feststellungsurteile gem. § 43, mit welchen das Bestehen bzw Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses oder die Nichtigkeit eines Verwaltungsakts festgestellt wird. Das Feststellungsurteil gem. § 113 Abs. 1 S. 4 stellt zwar nach seinem Entscheidungsinhalt ein Feststellungsurteil dar, ist aber systematisch eng verwandt mit der auf eine Anfechtungsklage hin ergehenden Entscheidung gem. § 113 Abs. 1 S. 1 (vgl Rn 349).



bb) Prozess- und Sachurteile
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Wenn das Gericht eine Klage schon wegen Fehlens einer Sachentscheidungsvoraussetzung (dazu Rn 71 ff) als unzulässig abweist, so bezeichnet man sein Urteil als Prozessurteil. Wenn es dagegen eine Entscheidung in der Sache trifft, handelt es sich um ein Sachurteil.



cc) End- und Zwischenurteile, Voll- und Teilurteile
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Die Unterscheidung zwischen Endurteilen und Zwischenurteilen knüpft daran an, ob das Verwaltungsgericht hinsichtlich des Streitgegenstands (oder zumindest eines Teils desselben) eine abschließende Entscheidung trifft oder nur bezüglich einzelner, dem Streitgegenstand vorgelagerter Streitpunkte (§ 173 iVm § 303 ZPO) entscheidet. Letzteres trifft zB dann zu, wenn nur über die Zulässigkeit einer Klage insgesamt oder gar nur über einzelne Zulässigkeitsvoraussetzungen entschieden wird und diese bejaht werden (wird die Zulässigkeit verneint, muss ein Endurteil erlassen werden). Ein besonderer Fall eines Zwischenurteils ist das Grundurteil, mit dem im Rahmen einer Leistungsklage vorab über den Grund eines Anspruchs entschieden werden kann, wenn insoweit Entscheidungsreife eingetreten und lediglich noch die Höhe des Anspruchs streitig ist (§ 111).
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Ein Endurteil beendet das Verfahren für die jeweilige Instanz oder, wenn kein Rechtsmittel zulässig ist, insgesamt. Je nachdem, ob über den gesamten Streitgegenstand oder nur über einen Teil desselben entschieden wird, kann es ein Voll- oder Teilurteil (s. § 110) sein.



58

Beispiel:
Wird durch den Kläger ein größerer Geldbetrag eingeklagt, so liegt ein Vollurteil vor, wenn über das Bestehen der eingeklagten Forderung entschieden wird. Erlässt das Gericht eine Entscheidung nur über einen Teil der geltend gemachten Forderung und wird ihr Bestehen im Übrigen zunächst offen gelassen, so liegt ein Teilurteil vor.
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Bei Zwischenurteilen ist zwischen selbstständigen und unselbstständigen Zwischenurteilen zu unterscheiden. Selbstständige Zwischenurteile sind nur die Urteile über die Zulässigkeit einer Klage (§ 109) sowie über den Grund eines Anspruchs (§ 111 S. 1). Sie sind im Gegensatz zu den unselbstständigen Zwischenurteilen mit Rechtsmitteln selbstständig anfechtbar (s. §§ 124 Abs. 1, 141).
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Solange die selbstständigen Zwischenurteile nicht auf Grund erfolgreich eingelegter Rechtsmittel aufgehoben worden sind, binden sie das entscheidende Gericht sowie alle anderen Gerichte (s. auch § 173 iVm §§ 318, 557 Abs. 2 ZPO). Die Wirksamkeit des Endurteils ist aber bedingt durch die Wirksamkeit des selbstständigen Zwischenurteils. Wird Letzteres auf Grund eines eingelegten Rechtsmittels durch das Rechtsmittelgericht aufgehoben, so entfällt ohne weiteres die Wirksamkeit des hierauf basierenden Endurteils[35]. Ein unselbstständiges Zwischenurteil bindet nur das Gericht, das es erlassen hat (§ 173 iVm § 318 ZPO).




dd) Andere Urteilsarten
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Verwandtschaft mit den Zwischenurteilen weisen die gem. § 173 iVm § 302 ZPO zulässigen Vorbehaltsurteile auf. Wenn der Beklagte die Aufrechnung mit einer Gegenforderung geltend gemacht hat, die mit der in der Klage geltend gemachten Forderung nicht in rechtlichem Zusammenhang steht, und nur die Verhandlung über die Klageforderung zur Entscheidung reif ist, kann eine diesbezügliche Entscheidung unter dem Vorbehalt der Entscheidung über die Aufrechnung ergehen (§ 173 iVm § 302 Abs. 1 ZPO; s. auch Rn 182). Dieses Vorbehaltsurteil wird bezüglich der Rechtsmittel und der Zwangsvollstreckung als Endurteil angesehen (§ 173 iVm § 302 Abs. 3 ZPO).
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Im Hinblick auf den im verwaltungsgerichtlichen Verfahren geltenden Untersuchungsgrundsatz sind, anders als im Zivilprozess, Versäumnisurteile unzulässig (s. § 102 Abs. 2). Dagegen sind Verzichts- und Anerkenntnisurteile gem. § 173 iVm §§ 306 f ZPO jedenfalls nicht generell ausgeschlossen (vgl oben Rn 22).



c) Form, Inhalt und Aufbau eines Urteils
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§ 117 enthält die wesentlichen Bestimmungen zu Form, Inhalt und Aufbau eines Urteils. Nach Abs. 2 gliedert es sich in die Teile Urteilskopf bzw Rubrum (§ 117 Abs. 2 Nr 1, 2), Tenor (o. Urteilsformel, Nr 3), Tatbestand (Nr 4), Entscheidungsgründe (Nr 5) und Rechtsmittelbelehrung (Nr 6).
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An den Urteilskopf (Rn 65) schließt sich die Urteilsformel, der sog. Tenor, an. Er enthält die Entscheidung des Gerichts ieS. Sie besteht idR aus der Hauptsacheentscheidung (so im Beispielsfall 57c: „Die Untersagungsverfügung der Beklagten vom 2.4.2007 und der Widerspruchsbescheid des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 2.7.2007 werden aufgehoben.“) und den Nebenentscheidungen über die Kosten, die vorläufige Vollstreckbarkeit und ggf über die Zulassung eines Rechtsmittels (Bsp. für Tenorierungen zu den verschiedenen Klagearten finden sich in Rn 872 f, 921 f, 933, 936, 939, 943, 997, 1063, 1096, 1101, 1122, 1208, Hinweise zu den Nebenentscheidungen in Rn 896[36]).
Der Tenor muss grundsätzlich aus sich heraus und unabhängig vom übrigen Inhalt des Urteils verständlich sein. Dies gilt uneingeschränkt jedenfalls für das der Klage stattgebende Urteil. Die Rechtskraft des klageabweisenden Urteils („Die Klage wird abgewiesen“[37]) erschließt sich hingegen erst unter Zuhilfenahme der Gründe. Unklarheiten, die eine zweifelsfreie Auslegung nicht zulassen, führen zur Unwirksamkeit des Urteils[38].
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Muster eines Urteilskopfes (Anfechtungsklage gem. § 42 Abs. 1)[39]

	Az.: 5 K 0815/20
VERWALTUNGSGERICHT 
KARLSRUHE

	Im Namen des Volkes
Urteil
In der Verwaltungsrechtssache

	Firma Schlampig & Co. KG  
Marktstraße 10–16, 76555 Musterdorf 

prozessbevollmächtigt:  
Rechtsanwalt Kühn  
Sternstr. 12, Karlsruhe
		– Klägerin –

		gegen

	die Stadt Musterdorf  
vertreten durch den Oberbürgermeister,  
76555 Musterdorf
prozessbevollmächtigt:  
Rechtsanwälte X u. Partner  
Musterstraße 1, Karlsruhe
		– Beklagte –

		wegen

	gewerberechtlicher Untersagungsverfügung 

hat die 5. Kammer des Verwaltungsgerichts Karlsruhe auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 17. Dezember 2020 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht A, die Richter am Verwaltungsgericht B und C sowie die ehrenamtlichen Richter D und E
am 17. Dezember 2020
für Recht erkannt:
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Der sich an den Tenor anschließende Tatbestand[40] enthält gem. § 117 Abs. 3 eine gedrängte Darstellung des Sach- und Streitstandes, also des „Sachverhalts“. Die Gliederung des Tatbestands – wie auch andere formale Kriterien beim Urteil – ist nur in begrenztem Umfang durch das Gesetz vorgegeben, sodass in der Praxis regionale Unterschiede hinsichtlich Form und Aufbau bestehen. Meist empfiehlt sich ein Einleitungssatz, der den Gegenstand des Verfahrens grob umschreibt. Dieser Satz soll erkennen lassen, worum gestritten wird. Danach folgt der unstreitige Teil des Sachverhalts, der aus dem Vortrag der Beteiligten, den Akten und den Ermittlungen des Gerichts zu gewinnen ist. Diese Darstellung erfolgt im Präsens. Daran schließt sich im Imperfekt ein Bericht über das Verwaltungsverfahren an. Dabei ist auch – kurz – die wesentliche Begründung der Verwaltungsentscheidungen zu nennen. Anschließend wird im Perfekt die Prozessgeschichte (Klageerhebung, Wiedergabe des Streitstands mit Anträgen und Vortrag von Kläger und Beklagtem, Hinweis auf Beweiserhebungen, Beiladungen etc) dargestellt. Zum Abschluss enthält der Tatbestand idR noch einen Verweis auf den Inhalt der beigezogenen Akten und Schriftsätze der Beteiligten.
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Die auf den Tatbestand folgenden Entscheidungsgründe (beim Beschluss „Gründe“) müssen gem. § 108 Abs. 1 S. 2 die Gründe wiedergeben, die für die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind. Im Aufbau unterscheidet sich der hier verwendete Urteilsstil vom für das 1. Staatsexamen maßgeblichen Gutachtenstil im Wesentlichen dadurch, dass zunächst jeweils das Ergebnis genannt wird und die Begründung nachfolgt. Allgemeingültige Angaben zu Inhalt und Aufbau der Begründung lassen sich kaum machen. Es kann lediglich darauf verwiesen werden, dass die Begründung alle tatsächlichen und rechtlichen Fragen behandeln muss, auf die es bei der Entscheidung ankam. Mehr als ein Gebot der Höflichkeit ist es auch, auf die (Rechts-)Ausführungen der Beteiligten einzugehen. Nur auf diese Weise kann das Gericht nämlich deutlich machen, dass es die Ausführungen zur Kenntnis genommen hat.
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Das Urteil wird abgeschlossen durch die Rechtsmittelbelehrung (§ 117 Abs. 2 Nr 6) und die Unterschriften der Richter (§ 117 Abs. 1 S. 2).




V. Elektronische Datenverarbeitung und Verwaltungsgerichtsbarkeit
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Die fortschreitende Digitalisierung aller Lebensbereiche hat auch vor der Verwaltungsgerichtsbarkeit[41] keinen Halt gemacht und zu entsprechenden Regelungen in §§ 55a ff geführt. Deren heutige Fassung gilt seit dem 1.8.2022. § 55a regelt die elektronische Kommunikation[42]. Danach können vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen, schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen der Beteiligten sowie schriftlich einzureichende Auskünfte, Aussagen, Gutachten, Übersetzungen und Erklärungen Dritter nach Maßgabe des § 55a Abs. 2 bis 6 als elektronische Dokumente eingereicht werden[43]. Darunter fallen insbesondere auch Prozesshandlungen wie die Erhebung einer Klage (s. Rn 85). Die Gerichte sind seit dem 1.1.2018 verpflichtet, Vorrichtungen zum Empfang elektronischer Dokumente bereitzuhalten. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein (§ 55a Abs. 2 S. 1). Die Bundesregierung hat auf der Basis des § 55a Abs. 2 S. 2 durch eine Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen normiert. Sie werden in der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronische Rechtsverkehrsverordnung (ERVV)) vom 24.11.2017 (BGBl I 2017, 3803 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5.10.2021 (BGBl I S. 4607), geregelt. Das elektronische Dokument muss nach § 55a Abs. 3 mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Partei versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg (s. zu den sicheren Übermittlungswegen § 55a Abs. 4 Nrn 1 bis 6) eingereicht werden. Eine einfache E-Mail ohne Nutzung sicherer Übertragungswege genügt danach für eine wirksame Klageerhebung nicht. Ein elektronisches Dokument ist nach § 55a Abs. 5 S. 1 eingegangen, sobald es auf der für den Empfang bestimmten Einrichtung des Gerichts gespeichert ist.
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§ 55b sieht die elektronische Aktenführung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit vor[44]. Sie steht allerdings gem. § 55b Abs. 1 S. 2 zunächst unter dem Vorbehalt entsprechender Rechtsverordnungen der Bundesregierung und der Landesregierungen, in denen jeweils für ihren Bereich der Zeitpunkt bestimmt wird, von dem an die Prozessakten elektronisch geführt werden. § 55b Abs. 2 S. 1 in der ab dem 1.6.2026 geltenden Fassung schreibt vor, dass von diesem Zeitpunkt an die Prozessakten elektronisch geführt werden müssen. Zur Vermeidung von Medienbrüchen und des Entstehens von Hybridakten trifft § 55b Abs. 2 bis 6 nähere Regelungen. So ordnet § 55b Abs. 2 an, dass von einem elektronischen Dokument grds ein Ausdruck für die Akten zu fertigen ist, wenn die Akten in Papierform geführt werden. § 55b richtet sich nur an die Gerichte. Eine elektronische Aktenführungspflicht für Beteiligte oder Dritte wird hierdurch nicht begründet. Für Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sieht § 55d vor, dass sie ab 1.1.2022 ihre Dokumente grds elektronisch einzureichen haben. Werden die Prozessakten elektronisch geführt, regelt § 100 Abs. 2 S. 1, dass den Beteiligten Akteneinsicht bezüglich der Gerichtsakten und der dem Gericht vorgelegten Akten durch Bereitstellung des Inhalts der Akten zum Abruf oder durch Übermittlung des Inhalts der Akten auf einem sicheren Übermittlungsweg gewährt wird. Richterliche Entscheidungen durch Computer zu ersetzen, scheitert nicht nur an den technischen Voraussetzungen, die jedenfalls derzeit fehlen, sondern wäre auch im Falle einer gesetzlichen Zulassung mit Art. 19 Abs. 4 GG unvereinbar[45]. Zur Zulässigkeit einer elektronischen Bekanntgabe einer untergesetzlichen Norm s. Rn 986. Zur Notwendigkeit einer Rechtsbehelfsbelehrung in Bezug auf die Möglichkeit zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen s. Rn 726 und Rn 767; zu der wegen der Corona-Epidemie häufiger genutzten Möglichkeit einer Digitalisierung der mündlichen Verhandlung durch § 102a (dazu Karge, NVwZ 2020, 926 ff), der eine Videokonferenz erlaubt, s. Rn 33.



VI. Der Aufbau eines verwaltungsprozessualen Gutachtens

1. Die Bedeutung der Sachentscheidungsvoraussetzungen
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Voraussetzung für eine Entscheidung über das von Kläger bzw Antragsteller geltend gemachte prozessuale Begehren ist das Vorliegen der Sachentscheidungsvoraussetzungen. Diese werden auch als Zulässigkeitsvoraussetzungen, Sachurteilsvoraussetzungen oder Prozessvoraussetzungen bezeichnet. Die beiden letztgenannten Begriffe sind allerdings ungenau: Das prozessuale Begehren muss nicht immer auf den Erlass eines Urteils gerichtet sein (vgl aber Sachurteilsvoraussetzungen), und auch beim Fehlen einer Prozessvoraussetzung kommt es zu einem Prozess, der nur nicht durch eine Entscheidung in der Sache abgeschlossen wird. Erst wenn das Gericht bei der Zulässigkeitsprüfung sämtliche Zulässigkeitsvoraussetzungen bejaht hat, kann eine Entscheidung über die Begründetheit (Sachentscheidung) ergehen.
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Beispiel:
Klagt der Bürger auf Aufhebung eines ihn belastenden Verwaltungsakts, so kann das Verwaltungsgericht darüber nur entscheiden, wenn der Verwaltungsrechtsweg gem. § 40 eröffnet ist, das Verwaltungsgericht für die Entscheidung über den Rechtsstreit sachlich und örtlich zuständig ist und sämtliche anderen Sachentscheidungsvoraussetzungen vorliegen. Erst dann vermag das Verwaltungsgericht einen den Kläger in seinen Rechten verletzenden Verwaltungsakt aufzuheben (s. § 113 Abs. 1 S. 1).
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Das Vorliegen der Zulässigkeitsvoraussetzungen ist durch das Verwaltungsgericht von Amts wegen zu überprüfen. Bei seinen Feststellungen ist das Verwaltungsgericht weder an das tatsächliche Vorbringen der Beteiligten noch an ihre Rechtsauffassung gebunden. Die Zulässigkeit muss in dem für die Entscheidung maßgeblichen Zeitpunkt, nämlich der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht oder, wenn eine solche nicht stattfindet, beim Erlass der schriftlichen oder elektronischen Entscheidung gegeben sein. Bis dahin kann eine zunächst fehlende Zulässigkeitsvoraussetzung idR noch nachträglich herbeigeführt werden.
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Beispiel:
Hat der Kläger eine Anfechtungsklage erhoben, ohne vorher ein gem. §§ 68 ff erforderliches Widerspruchsverfahren durchzuführen, ist ein solches Verfahren aber bis zum Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht durchgeführt und abgeschlossen worden, so ist die Anfechtungsklage nunmehr zulässig, sodass in der Sache entschieden werden kann.
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Bestimmte Zulässigkeitsvoraussetzungen müssen bereits bei Erhebung der Klage bzw bei Stellung des Antrags vorliegen. Sie werden als Zugangsvoraussetzungen bezeichnet (s. zu Beispielen Rn 199, 950, 1074; s. auch Rn 725).
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Fehlt eine Zulässigkeitsvoraussetzung, wird die Klage (bzw der Antrag) grundsätzlich durch eine Prozessentscheidung (s. oben Rn 55) als unzulässig abgewiesen. Ausnahmsweise, nämlich wenn der Verwaltungsrechtsweg unzulässig (s. § 173 iVm §§ 17–17b GVG) oder das Verwaltungsgericht sachlich oder örtlich nicht zuständig ist (§ 83), spricht das Gericht lediglich das Fehlen der entsprechenden Zulässigkeitsvoraussetzung aus (näher Rn 171 u. Rn 468) und verweist den Rechtsstreit zugleich von Amts wegen an das zuständige Gericht des zulässigen Rechtswegs (§ 173 iVm § 17a Abs. 2 S. 1 GVG, s. unten Rn 171). Diese besondere Form der Tenorierung ändert aber nichts daran, dass – insoweit übereinstimmend mit anderen Zulässigkeitsvoraussetzungen – eine Sachentscheidung des Verwaltungsgerichts nicht ergeht. Angesichts dieser Gemeinsamkeiten mit anderen Zulässigkeitsvoraussetzungen erscheint es nicht sinnvoll, den Verwaltungsrechtsweg aufbaumäßig von anderen Zulässigkeitsvoraussetzungen zu trennen und einen „dreistufigen Aufbau“ zu befürworten[46]. Für den hier vertretenen „zweistufigen“ Aufbau spricht auch, dass das Verwaltungsgericht im Falle bestimmter nicht justiziabler Hoheitsakte sowie in den Fällen, in denen der Verwaltungsrechtsweg wegen Vorrangs des Verfassungsrechtswegs ausscheidet, ebenfalls nicht verweist, sondern die Klage (als unzulässig) abweist (dazu näher Rn 171). Zu beachten ist iÜ, dass die Zulässigkeit des beschrittenen Rechtswegs bzw die Zuständigkeit des angerufenen Verwaltungsgerichts auch dann nicht wieder entfällt, wenn sich die sie begründenden Umstände nach Eintritt der Rechtshängigkeit ändern (§ 173 iVm § 17 Abs. 1 S. 1 GVG sowie § 83 S. 1 iVm § 17 Abs. 1 S. 1 GVG).


77

Wird eine Klage wegen Fehlens einer Zulässigkeitsvoraussetzung als unzulässig abgewiesen, so ist die erneute Klage nach Behebung des Mangels zulässig.
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Bei den Sachentscheidungsvoraussetzungen wird häufig zwischen allgemeinen und besonderen unterschieden. Erstere sollen von ihrer Art her für jedes verwaltungsgerichtliche Verfahren notwendig sein (zB Zuständigkeit, Beteiligungsfähigkeit, Rechtsschutzbedürfnis), Letztere hingegen nur für besondere Verfahrensarten (zB die Durchführung des Vorverfahrens und die Klagebefugnis). Anknüpfend an diese Differenzierung wird gefordert[47], bei der Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen prinzipiell erst die allgemeinen und anschließend nach Bestimmung der einschlägigen Verfahrensart deren besondere Sachentscheidungsvoraussetzungen zu erörtern. Dieses Aufbauschema lässt sich aber nicht konsequent durchhalten, da zT sog. allgemeine Zulässigkeitsvoraussetzungen in ihrer konkreten Ausgestaltung von der Verfahrensart abhängen und in diesem Sinne nicht allgemein sind[48]. Umgekehrt sind sog. besondere Sachentscheidungsvoraussetzungen teilweise kraft gesetzlicher Anordnung (so § 54 Abs. 2 BeamtStG und § 126 Abs. 2 BBG) oder auf Grund analoger Anwendung (so etwa die Klagebefugnis des § 42 Abs. 2, s. Rn 516) auch bei anderen als den in diesem Zusammenhang genannten Verfahrensarten zu prüfen.
In erheblichem Umfang ist die Reihenfolge, in welcher Sachentscheidungsvoraussetzungen erörtert werden, ohnehin eine Frage der Zweckmäßigkeit. Logisch vorgegeben ist allerdings – was einzelne Aufbauschemata nicht ausreichend beachten –, dass neben den besonderen zT auch allgemeine Sachentscheidungsvoraussetzungen wie die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte (s. zB § 47), die Beteiligungsfähigkeit (s. zB § 47 Abs. 2 S. 1 Alt. 2), die (passive) Prozessführungsbefugnis (s. Rn 589) und auch das Rechtsschutzbedürfnis (s. Rn 607; s. auch Rn 616) erst nach Klärung der einschlägigen Verfahrensart geprüft werden können. Die Statthaftigkeit einer bestimmten Verfahrensart stellt zwar auf der Basis der verwaltungsgerichtlichen Generalklausel (anders als nach dem früher geltenden Enumerationsprinzip, s. Rn 9) und im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG prinzipiell keine Zulässigkeitsvoraussetzung mehr dar. Sie muss aber zwingend in die Zulässigkeitsprüfung einbezogen werden, da durch sie einzelne (allgemeine und besondere) Sachentscheidungsvoraussetzungen bestimmt werden.
Auch wenn der Aufbau der Zulässigkeitsprüfung vielfach durch Zweckmäßigkeitserwägungen geleitet wird, rechtfertigt dies grundsätzlich nicht, auf die Prüfung zweifelhafter Zulässigkeitsvoraussetzungen zu verzichten und das prozessuale Begehren sofort als unbegründet abzuweisen[49]. In einer solchen Vorgehensweise läge ein Verstoß gegen das Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Rechtsprechung (Art. 20 Abs. 3 GG), da das Gesetz eine Sachentscheidung idR erst dann erlaubt, wenn alle Sachentscheidungsvoraussetzungen vorliegen. Aus demselben Grund verbietet es sich entgegen der Auffassung des BVerwG (Buchholz 310 § 113 Nr 237) auch, die Abweisung einer Klage kumulativ sowohl auf ihre Unzulässigkeit wie auch auf ihre Unbegründetheit zu stützen (Laubinger, in: Festschrift für Hufen, 2015, S. 609, 622). Weist das Gericht eine Klage als unzulässig ab, entscheidet es aber dennoch auch über die Begründetheit der Klage, gelten die Ausführungen zur Begründetheit nach hM als nicht geschrieben[50]. Anerkannt ist jedoch, dass in den Fällen, in denen vom Vorliegen bestimmter Umstände sowohl die Zulässigkeit wie auch die Begründetheit abhängt (zB bei einer Klage eines Vereins gegen seine Auflösung, s. Rn 481), die Klage als zulässig zu behandeln und erst im Rahmen der Begründetheit zu prüfen ist, ob diese Umstände vorliegen (sog. doppelrelevante Tatsachen). Wie sich aus dem Telos des eng zu verstehenden Rechtsschutzbedürfnisses ergibt (unnötigen prozessualen Aufwand zu verhindern, s. Rn 603 ff), erscheint es zudem nicht angebracht, in dessen nähere Prüfung einzutreten, wenn die Unbegründetheit der Klage offensichtlich ist (str; wie hier auch Laubinger, in: Festschrift für Hufen, S. 609, 621 mwN).



2. Prüfungsschema bezüglich der Zulässigkeitsvoraussetzungen
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Bei der Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzungen[51] empfiehlt sich folgende Reihenfolge, an der sich auch der Aufbau des Lehrbuches orientiert (s. auch Rn 785):
	 1.
	Die ordnungsgemäße Klageerhebung bzw Antragstellung (§§ 81 ff, ggf iVm § 55a)

	 2.
	Die deutsche Gerichtsbarkeit (§ 173 iVm §§ 18 ff GVG)[52]

	 3.
	Die Zulässigkeit des Verwaltungsrechtswegs (§ 40)

	 4.
	Die Statthaftigkeit der Verfahrensart (Anfechtungs-, Verpflichtungs-, Leistungs-, Gestaltungs- oder Feststellungsklage sowie Normenkontrollantrag und Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz)

	 5.
	Die sachliche, örtliche und instanzielle Zuständigkeit des Gerichts (§§ 45 ff)

	 6.
	Die Beteiligungsfähigkeit (§ 61)

	 7.
	Die Prozessfähigkeit, Prozessvertretung und Postulationsfähigkeit (§ 62 u. § 67)

	 8.
	Klagebefugnis (§ 42 Abs. 2 oder Analogie zu § 42 Abs. 2) bzw Antragsbefugnis

	 9.
	Die (passive) Prozessführungsbefugnis (§ 78)

	10.
	Das Rechtsschutzbedürfnis (Rechtsschutzinteresse), worunter auch das Fehlen einer Klageverwirkung und eines Klageverzichts fallen, die mitunter aber als eigene Zulässigkeitsvoraussetzungen angesehen werden

	11.
	Fehlende Rechtshängigkeit und Fehlen einer rechtskräftigen Entscheidung

	12.
	Vorverfahren (§§ 68 ff)

	13.
	Klagefrist (§§ 74 f)
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Bei dem oben angegebenen Schema ist zu beachten, dass im Rahmen einer Klausur oder Hausarbeit nicht auf alle Zulässigkeitsvoraussetzungen eingegangen werden muss. Eine Reihe von Zulässigkeitsvoraussetzungen bedarf nur dann einer Erwähnung, wenn diesbezüglich Zweifel bestehen. Bezüglich unproblematischer, offensichtlich gegebener Zulässigkeitsvoraussetzungen können rechtliche Ausführungen sogar den Wert einer Arbeit mindern. So wäre es zB ein Zeichen mangelnden Gespürs für die Probleme eines Falles, wenn bei einer Rechtsstreitigkeit ohne jeden Auslandsbezug das Vorliegen der deutschen Gerichtsbarkeit thematisiert würde. Ist im Sachverhalt davon die Rede, dass eine Person eine auf Aufhebung eines Verwaltungsakts gerichtete Klage erhoben hat, besteht kein Anlass, das Vorliegen einer ordnungsgemäßen Klageerhebung zu diskutieren. Stets anzusprechen sind jedoch der Verwaltungsrechtsweg, die Verfahrensart (sowie ggf besondere für sie geltende Sachentscheidungsvoraussetzungen wie das Vorverfahren oder die Klagebefugnis) sowie die Beteiligungsfähigkeit, die Prozessfähigkeit und die passive Prozessführungsbefugnis (zu § 78 s. Rn 589 ff). Soweit sich dabei keine besonderen Probleme ergeben, hat man sich aber auch hier kurz zu fassen.
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Beispiele:
So genügt bei einer gegen ein polizeiliches Verbot gerichteten Klage der Hinweis, dass nach jeder der für die Abgrenzung von öffentlichem Recht und Privatrecht entwickelten Abgrenzungstheorien (Subordinationstheorie, Interessentheorie und modifizierte Subjektstheorie) eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit vorliegt, für welche der Verwaltungsrechtsweg einschlägig ist. Wenn der Sachverhalt einer Klausur hinsichtlich des Alters einer als Kläger auftretenden natürlichen Person keine Aussage enthält, ist lediglich zu erwähnen, dass sich die Beteiligungsfähigkeit aus § 61 Nr 1, die Prozessfähigkeit aus § 62 Abs. 1 Nr 1 ergibt.
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